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Rechtssatz 

Bei der Erlassung von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen kommt der Verschaffung eines persönlichen 
Eindrucks im Rahmen einer mündlichen Verhandlung sowohl in Bezug auf die Gefährdungsprognose als 
auch in Bezug auf die für die Abwägung nach Art. 8 MRK relevanten Umstände besondere Bedeutung 
zu. Das gilt sinngemäß auch für die einzelfallbezogene Erstellung einer Gefährdungsprognose 
hinsichtlich des Erfordernisses der Gemeingefährlichkeit im Sinn des § 6 Abs. 1 Z 4 AsylG 2005 (vgl. 
VwGH 29.8.2019, Ra 2018/19/0522, mwN) und bei der Verhängung eines Einreiseverbotes. Der VwGH 
hat zwar in diesem Zusammenhang bereits wiederholt darauf hingewiesen, dass daraus noch keine 
"absolute" (generelle) Pflicht zur Durchführung einer mündlichen Verhandlung in Verfahren über die 
Aberkennung des Status des Asylberechtigten und aufenthaltsbeendende Maßnahmen abzuleiten ist (vgl. 
VwGH 18.11.2019, Ra 2019/18/0418), gleichzeitig aber in seiner Judikatur betont, dass nur 
(ausnahmsweise) von der Durchführung einer Verhandlung unter anderem dann abgesehen werden kann, 
wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt scheint (vgl. etwa 
VwGH 10.8.2017, Ra 2016/20/0105, 0106, mwN). 
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